
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 3. Juni 2015

584. Krankenversicherung (Tarifverträge der Klinik Lengg 
betreffend stationäre Neurorehabilitation)

1. Ausgangslage

Die Schweizerische Epilepsie-Stiftung und die Stiftung Zürcher Höhen-
kliniken Wald und Davos haben zur langfristigen Sicherung der Versor-
gung im Bereich der Epilepsie und im Sinne einer wohnortnahen Reha-
bilitation die «Klinik Lengg AG, Zürich» gegründet. Diese bezweckt
insbesondere den Betrieb einer Klinik für Epilepsie und Neurorehabili-
tation. Mit RRB Nr. 918/2013 wurde der Klinik Lengg AG ein Leistungs-
auftrag für die Leistungsgruppe neurologische Rehabilitation ab 1. Ja-
nuar 2014 erteilt.

In der Folge reichte die Klinik Lengg für den Bereich stationäre Neuro-
rehabilitation für das Jahr 2014 einen mit der Einkaufsgemeinschaft HSK
(im Folgenden Tarifvertrag Lengg-HSK 2014 genannt) geschlossenen
Tarifvertrag sowie einen mit der tarifsuisse ag geschlossenen Tarifver-
trag zur Genehmigung ein. Mit der tarifsuisse ag wurden Tagespauschalen
von Fr. 795 und mit HSK Tagespauschalen von Fr. 807 vereinbart.

Anfang 2015 reichte die Klinik Lengg für den Bereich stationäre Neu-
rorehabilitation einen mit HSK geschlossenen unbefristeten Tarifver-
trag, gültig ab 1. Januar 2015, mit einer Tagespauschale von Fr. 807 zur
Genehmigung ein. Zudem folgte Anfang Mai 2015 ein unbefristeter Tarif-
vertrag, gültig ab 1. Januar 2015, mit der tarifsuisse ag (im Folgenden Tarif-
vertrag Lengg-tarifsuisse 2015 genannt). Die vereinbarte Tagespauschale
im Tarifvertrag Lengg-tarifsuisse 2015 ist bis zum 31. Dezember 2015 be-
fristet und beträgt Fr. 790.

Nach Art. 46 Abs. 4 des Krankenversicherungsgesetz (KVG) bedür-
fen Tarifverträge der Genehmigung durch den Regierungsrat. Dieser hat
zu prüfen, ob sie mit dem Gesetz in Einklang stehen. Nach Art. 49 Abs. 1
KVG müssen sich die Tarife an der Entschädigung jener Spitäler orien-
tieren, welche die tarifierte obligatorisch versicherte Leistung in der not-
wendigen Qualität effizient und günstig erbringen.

Bevor der Regierungsrat einen Entscheid fällt, ist bei einer Preiser-
höhung die Preisüberwachung anzuhören (Art. 14 Preisüberwachungs-
gesetz). Die Preisüberwachung verzichtete mit Schreiben vom 9. Septem-
ber 2014 auf eine Stellungnahme zu den vereinbarten Tarifen 2014. Die
vereinbarten Tarife ab 1. Januar 2015 sind nicht höher als jene in den Tarif-
verträgen 2014, weshalb für die Tarifverträge 2015 auf eine Anhörung der
Preisüberwachung verzichtet werden konnte.
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2. Tarife

In den vorliegenden Verträgen vereinbarten die Vertragsparteien Tages-
pauschalen zwischen Fr. 790 und Fr. 807. Diese liegen im Vergleich mit
anderen Kliniken der Neurorehabilitation etwas über dem Durchschnitt.
Da die Klinik Lengg erst seit Mitte 2014 Patientinnen und Patienten der
Neurorehabilitation behandelt und sich immer noch im Aufbau befindet,
sind heute weder aufschlussreiche Kostendaten noch verlässliche Anga-
ben über den Schweregrad der Erkrankung der behandelten Patientinnen
und Patienten der Klinik verfügbar, die eine Beurteilung der Effizienz
dieser Tarife ermöglichen würden. Daher fehlen erhärtete Gründe, die
vereinbarten Tarife nicht als effizient im Sinne von Art. 49 Abs. 1 KVG
zu beurteilen. Die Verträge sind deshalb hinsichtlich der Tarifhöhe zu
genehmigen.

3. Nicht zu genehmigende Vertragsklauseln

Der Tarifvertrag Lengg-HSK 2014 enthält teilweise gesetzeswidrige
Vertragsklauseln. Diese sind von der Genehmigung auszunehmen oder
nur unter Vorbehalt zu genehmigen.

Nach Art. 3.1 Abs. 3 alinea 8 und Art. 6.1 Abs. 4 alinea 10 des Vertrags
hat die Klinik die Eintrittsdiagnose «gemäss vereinbartem Diagnose -
code» zu übermitteln. Solche umfassenden Mitteilungspflichten ver-
stossen gegen das Gesetz (vgl. BVGE 2009/24 und RRB Nr. 462/2014,
E. 4.5.2.c), weshalb die genannten Vertragsbestimmungen nicht geneh-
migt werden können. Da genügend bestimmte flankierende Massnahmen
zum Datenschutz im Vertrag fehlen, ist die Datenweitergabe nur im Um-
fang gemäss Kreisschreiben der Gesundheitsdirektion vom 2. Dezember
1997 zulässig. Demnach darf die Klinik lediglich den ersten Buchstaben
und die erste Zahl (insgesamt also zwei Stellen) nach ICD-10-GM (In-
ternationales Diagnoseklassifikationssystem) bekannt geben. Die Da-
tenweitergabe an die Vertrauensärztin oder den Vertrauensarzt des Ver-
sicherers nach Art. 42 Abs. 5 KVG bleibt vorbehalten.

In Art. 3.1 Abs. 5 vereinbaren die Vertragsparteien, dass im Falle des
Bestehens eines separaten Fallmanagementvertrags die dort definierten
Regelungen zur Anwendung gelangen. Da kein solcher Vertrag einge-
reicht worden ist, kann er nicht auf Gesetzeskonformität überprüft wer-
den, weshalb diese Bestimmung bzw. allfällige vom vorliegenden Tarifver-
trag abweichenden Regelungen des Fallmanagementvertrags nicht zu
genehmigen sind.

Nach Art. 4 Abs. 2 des Vertrags «gewährt die Klinik auf Anfrage dem
Versicherer (gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Art. 42 Abs. 5
KVG) Einsicht in die Krankengeschichte des Patienten». Ein solch weit-
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gehendes Einsichtsrecht ist nicht erforderlich, um den damit verfolgten
Zweck – «Dokumentation der Wirtschaftlichkeit, Zweckmässigkeit und
Wirksamkeit» der Leistungen der Klinik – erreichen zu können. Folgende
Einschränkungen sind angezeigt: (1) Die Klinik darf dem Versicherer
keine Einsicht in die Krankengeschichte gewähren, sondern die Klinik hat
dem Versicherer auf dessen Anfrage nur jene Unterlagen bzw. Auszüge
aus der Krankengeschichte zu übermitteln, die der Versicherer benötigt,
um die Wirtschaftlichkeit der Leistung überprüfen zu können (Art. 42
Abs. 3 KVG). (2) Nach Art. 42 Abs. 5 KVG ist der Leistungserbringer «in
begründeten Fällen berechtigt und auf Verlangen der versicherten Per-
son in jedem Fall verpflichtet, medizinische Angaben nur dem Vertrau-
ensarzt oder der Vertrauensärztin des Versicherers» bekannt zu geben.
Diese Bestimmung ist nicht «gegebenenfalls» zu beachten, sondern immer:
Die Klinik ist in allen begründeten Fällen berechtigt, die Daten nur der
Vertrauensärztin oder dem Vertrauensarzt zu übermitteln. Gleiches gilt
ohne weitere Voraussetzungen, wenn die oder der Versicherte das so
wünscht. Die Klinik hat die Versicherten über dieses Recht zu informieren.

Die übrigen Bestimmungen des Tarifvertrags Lengg-HSK 2014 geben
zu keinen Bemerkungen Anlass. Sie entsprechen den Bestimmungen
des KVG. Dieser Vertrag ist unter Berücksichtigung der erwähnten Ein-
schränkungen zu genehmigen.

Die übrigen drei Tarifverträge sind mit dem Gesetz in Einklang und
zu genehmigen.

4. Weitergeltung der vereinbarten Pauschale

Ab 1. Januar 2016 kann die Klinik Lengg gegenüber der tarifsuisse ag
keine Leistungen mehr fakturieren, da für diese Leistungen gemäss Tarif-
vertrag Lengg-tarifsuisse 2015 ab dem 1. Januar 2016 keine genehmig-
ten oder festgesetzten Tarife vorliegen. Deshalb soll im Interesse einer
geordneten Spitalversorgung und -finanzierung mit Wirkung ab 1. Januar
2016 der am 31. Dezember 2015 geltende und mit diesem Beschluss
 genehmigte Tarif von Fr. 790 provisorisch weiter angewendet werden
können.

Im Übrigen ist die rückwirkende Geltendmachung der Tarifdifferen-
zen durch die Berechtigten vorzubehalten, falls die endgültig genehmig-
ten oder festgesetzten Tarife vom provisorischen Tarif abweichen.

5. Finanzielle Würdigung

Die Auswirkungen der vereinbarten Tarife auf den kantonalen Finan-
zierungsanteil sind sowohl in der Rechnung 2014 und im Budget 2015
(Leistungsgruppe Nr. 6300, Somatische Akutversorgung und Rehabili-
tation) als auch im KEF 2015–2018 berücksichtigt.
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6. Instanzenzug

Gegen den vorliegenden Entscheid kann beim Bundesverwaltungsge-
richt Beschwerde erhoben werden (Art. 53 Abs. 1 KVG in Verbindung mit
Art. 31ff. Bundesgesetz über das Bundesverwaltungsgericht [SR 173.32]).

Auf Antrag der Gesundheitsdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Tarifvertrag Klinik Lengg und HSK (2014)
a. Der Tarifvertrag zwischen der Klinik Lengg und der Einkaufsgemein-

schaft HSK betreffend Tarife für die stationäre Neurorehabilitation
für das Jahr 2014 wird unter Vorbehalt von lit. b genehmigt.

b. Folgende Vertragsbestimmungen werden im Sinne der Erwägungen
nicht genehmigt:
1. Art. 3.1 Abs. 3 alinea 8 («Eintrittsdiagnose gemäss vereinbartem

Diagnosecode [Leistungsgruppe])» und Art. 6.1 Abs. 4 alinea 10
(«vereinbarter Diagnosecode [Leistungsgruppe])»

2. Art. 3.1 Abs. 5 betreffend Anwendbarkeit von in separaten Fallmana-
gementverträgen vereinbarten Bestimmungen

3. Art. 4 Abs. 2 betreffend Einsichtnahme in die Krankengeschichten. 
II. Tarifvertrag Klinik Lengg und tarifsuisse (2014)
Der Tarifvertrag zwischen der Klinik Lengg und der tarifsuisse ag be-

treffend Tarife für die stationäre Neurorehabilitation für das Jahr 2014
wird genehmigt.

III. Tarifvertrag Klinik Lengg und HSK (ab 2015)
Der Tarifvertrag zwischen der Klinik Lengg und HSK betreffend Ta-

rife für stationäre Neurorehabilitation ab 1. Januar 2015 genehmigt.
IV. Tarifvertrag Klinik Lengg und tarifsuisse (ab 2015)

a. Der Tarifvertrag zwischen der Klinik Lengg und der tarifsuisse ag be-
treffend Tarife für die stationäre Neurorehabilitation ab 1. Januar 2015
wird genehmigt.

b. Der in Anhang 5.1 des Tarifvertrags vereinbarte Tarif von Fr. 790 gilt
ab 1. Januar 2016 provisorisch weiter.

c. Für den provisorisch geltenden Tarif nach Dispositiv IV.b wird für
den Fall, dass endgültig Tarife genehmigt oder festgesetzt werden, die
vom provisorisch festgesetzten Tarif abweichen, die rückwirkende Gel-
tendmachung der Tarifdifferenz durch die Berechtigten vorbehalten.
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V. Gegen diesen Beschluss kann innert 30 Tagen ab Eröffnung beim
Bundesverwaltungs gericht Beschwerde erhoben werden. Die Beschwer-
deschrift hat die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Beweis-
mittel und die Unterschrift des Beschwerdeführers oder seines Vertreters
zu enthalten; dieser Beschluss und die als Beweismittel angerufenen Ur-
kunden sind beizulegen, soweit der Beschwerdeführer sie in Händen hat.

VI. Dispositiv I–V werden im Amtsblatt veröffentlicht.
VII. Mitteilung für sich sowie zuhanden der Rechtsträger bzw. bei Ver-

bänden zuhanden ihrer Mitglieder an die Klinik Lengg, Bleulerstrasse 60,
8008 Zürich (E), die Einkaufsgemeinschaft HSK, c/o Helsana Versiche-
rungen AG, Leistungseinkauf, Postfach, 8081 Zürich (E), die tarifsuisse ag,
Lagerstrasse 107, Postfach 2018, 8021 Zürich (E), sowie an die Gesund-
heitsdirektion.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


